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Unternehmereigenschaft von Aufsichtsratsmitgliedern und Umsatzsteuerpflicht 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bundesfinanzhof hat mit Urteil vom 27. 11. 2019 - V R 23/19 - entgegen bisheriger 
Rechtsprechung entschieden, dass ein Aufsichtsratsmitglied nicht als Unternehmer tätig und 
damit nicht umsatzsteuerpflichtig ist, wenn es aufgrund einer nicht variablen Festvergütung 
kein Vergütungsrisiko trägt.  

Der Entscheidung sind folgende Leitsätze vorangestellt:  

1. Trägt Mitglied eines Aufsichtsrates aufgrund einer nicht variablen Festvergütung kein 
Vergütungsrisiko, ist es entgegen bisheriger Rechtsprechung nicht als Unternehmer 
tätig.  

2. Ist eine Gutschrift nicht über eine Leistung eines Unternehmers ausgestellt, steht sie 
einer Rechnung nicht gleich und kann keine Steuerschuld nach § 14 c Absatz 2 UStG 
begründen.  

Im vorliegenden Fall war der Kläger leitender Angestellter der S-AG und zugleich Aufsichts-
ratsmitglied der E-AG, deren Alleingesellschafter die S-AG war. Nach der Satzung der E-AG 
erhielt jedes Aufsichtsratsmitglied für seine Tätigkeit eine jährliche Festvergütung von 20.000 
Euro oder einen zeitanteiligen Anteil hiervon. Der Kläger wandte sich gegen die Annahme, 
dass er als Mitglied des Aufsichtsrates Unternehmer sei und in dieser Eigenschaft umsatzsteu-
erpflichtige Leistungen erbringe. Einspruch und Klage zum Finanzgericht hatten keinen Er-
folg.  
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Demgegenüber gab der Bundesfinanzhof (BFH) der Klage statt. Er begründete dies mit der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Union (EuGH) zur Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. 11. 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem, die 
bei der Auslegung des nationalen Rechts zu berücksichtigen sei. Nach der EuGH-Rechtspre-
chung übe das Mitglied eines Aufsichtsrates unter bestimmten Voraussetzungen keine selbst-
ständige Tätigkeit aus.  

Maßgeblich ist, dass das Aufsichtsratsmitglied für Rechnung und unter Verantwortung des 
Aufsichtsrates handelt und dabei auch kein wirtschaftliches Risiko trägt. Letzteres ergab sich 
in dem vom EuGH entschiedenen Einzelfall daraus, dass das Aufsichtsratsmitglied eine feste 
Vergütung erhielt, die weder von der Teilnahme an Sitzungen noch von seinen tatsächlich ge-
leisteten Arbeitsstunden abhängig war.  

Dem hat sich der BFH in der Entscheidung vom 27. 11. 2019 unter Aufgabe bisheriger Recht-
sprechung für den Fall angeschlossen, dass das Aufsichtsratsmitglied für seine Tätigkeit eine 
Festvergütung erhält. Ausdrücklich offen gelassen hat das Gericht, ob für den Fall, dass das 
Aufsichtsratsmitglied eine variable Vergütung erhält, an der Unternehmereigenschaft entspre-
chend bisheriger Rechtsprechung festzuhalten ist.  

Die vom Bundesfinanzhof geänderte Rechtsprechung hat somit ggf. auch Auswirkungen auf 
die umsatzsteuerliche Behandlung von vergleichbaren Vergütungen an kommunale Mitglieder 
von Aufsichtsgremien kommunaler Beteiligungen.  

Wegen der Einzelheiten verweisen wir auf das beigefügte Urteil.  

Mit freundlichen Grüßen 

Heiko Liebenehm 
Erster Beigeordneter 
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